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Mündlicher Bericht 

des Wirtschaftsausschusses 
(16. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Ent- 
wurf eines Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des 
Gesetzes zur Regelung von Ansprüchen aus Lebens- 
und Rentenversicherungen 

— Drucksache 791 — 


Berichterstatter: 

Abgeordneter Dr. Atzenroth 


Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 791 — mit der Maßgabe, daß 
1. in Artikel 1 Nr. 1 der § 4 folgende Fassung erhält: 


„§ 4 

Die Voraussetzungen des § 2 Satz 1 Buchstabe a und des 
§ 3 Satz 1 Buchstabe a hinsichtlich des Wohnsitzes oder 
dauernden Aufenthalts gelten auch als erfüllt, wenn der Be- 
rechtigte nach dem 31. Dezember 1952 im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes oder im Saarland seinen Wohnsitz oder 
dauernden Aufenthalt genommen hat oder nimmt 

a) als Heimkehrer nach den Vorschriften des Heimkeh- 
rergesetzes oder als nach § 9 Abs. 1 des Häftlingshilfe- 
gesetzes einem solchen Gleichzubehandelnder oder 

b) als nach § 1 des Bundesvertriebenengesetzes aner- 
kannter Vertriebener unter den Voraussetzungen des 
§ 10 Abs. 2 Nr. 2 des Bundesvertriebenengesetzes oder 

c) als nach § 3 des Bundesvertriebenengesetzes aner- 
kannter Sowjetzonenflüchtling. 

Das gleiche gilt, wenn der Berechtigte im Wege der Fami- 
lienzusammenführung zu einem Angehörigen gezogen ist, 
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der schon am 31. Dezember 1952 seinen Wohnsitz oder 
dauernden Aufenthalt im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
oder im Saarland hatte oder die Voraussetzungen der Buch- 
staben a, b und c erfüllt. Als Familienzusammenführung 
gilt die Zusammenführung 

1. von Ehegatten, 

2. von minderjährigen Kindern zu den Eltern, 

3. von hilfsbedürftigen Eltern zu den Kindern, wobei im 
Verhältnis zwischen Eltern und Kindern auch Schwie- 
gerkinder zu berücksichtigen sind, wenn das einzige 
oder letzte Kind verstorben oder verschollen ist, 

4. von volljährigen hilfsbedürftigen Kindern zu den Eltern 
oder von volljährigen Kindern zu hilfsbedürftigen 
Eltern.“, 

2. in Artikel 1 Nr. 4 in § 11b Abs. 2 Buchstabe a die Worte 
„diesem Zeitpunkt“ ersetzt werden durch die Worte „dem 
30. Juni 1959", 

3. in Artikel 1 Nr. 4 der § 11c Abs. 2 Satz 1 folgende Fassung 
erhält: 

„Hatte der Versicherungsnehmer bei der Beendigung 
des Arbeits- oder Dienstverhältnisses die für den Anspruch 
auf Versicherungsleistungen satzungs- oder bedingungs- 
gemäß erforderliche Wartezeit bereits erfüllt, so gilt der bis 
dahin erworbene beitragsfreie Teil der Anwartschaft vor- 
behaltlich der in § 1 1 d Abs. 2 getroffenen Regelung auch 
dann, wenn die Anwartschaft aus rechtlichen oder tatsäch- 
lichen Gründen nicht, aufrechterhalten worden ist, als fort- 
bestehend.", 

4. in Artikel 1 Nr. 4 § 11c Abs. 4 in Zeile 4 das Zitat „§ 3 
Satz 1 Buchstabe b" ersetzt wird durch das Zitat „§ 3 
Satz 1 Buchstabe a", 

im übrigen unverändert nach der Vorlage anzunehmen. 


Bonn, den 27. Mai 1959 


Der Wirtschaftsausschuß 

Dr. Hellwig Dr. Atzenroth 

Vorsitzender Berichterstatter 
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